
 

„Nun muss Schluss sein mit dieser Verzerrung des politischen Wettbewerbs!“ 

Ortssprecher Dippel bekommt den samstäglichen Flash beim Aufschlagen der 

Lokalzeitung. „Die Verhältnisse in Hanau sind nicht viel anders als im so 

geschmähten Ungarn. Die Presse ist gleichgeschaltet und macht neben der 

üblichen kritiklosen Hofberichterstattung direkte Werbearbeit für die 

Grokoparteien!“ 

Was hat Dippel so erregt? Seit Ende 2017 gibt es eine samstägliche Rubrik 

„Gastbeitrag“ in der zwei lokalen  Direktkandidaten zur Landtagswahl die 

exklusive Möglichkeit gegeben wird, ihre Sicht der Dinge dar zu legen. Die 

offensichtliche Bevorzugung der in Bund und Kreis machthabenden Parteien 

scheint vorauseilender Gehorsam gegenüber der auch im Land wahrscheinlichen 

Groko aus CDU und SPD. 

In diesem Zusammenhang ist die kartellartige Pressekonzentration im 

Rheinmaingebiet zu sehen. Nach der erneuten Einkaufstour des Münchner 

Medienzars Ippen sind die Inhalte in Hanau nun verwoben mit der Offenbach 

Post, der Frankfurter Rundschau und der Frankfurter Neuen Presse. Herr Ippen 

bestimmt nun, was bei bundesweit einer Million Lesern auf dem Frühstückstisch 

liegt.  

Die Probe aufs Exempel, ob die Zustände in unserem Land nur Ungarn gleichen 

oder schon in Richtung der Zustände in der Türkei gehen, will die Hanauer AfD 

durch Klärung einer Rechtsfrage machen. 

Nach Parteiengesetz § 26 (1) müssen alle einer Partei gewährten geldwerten 

Vorteile im Rechenschaftsbericht der Partei aufgeführt werden, "mit denen 

eindeutig für die Partei geworben wird." 

Dass beispielsweise der beiliegende, angeblich vom Abgeordneten Degen 

stammende Beitrag im redaktionellen Teil eine Werbung für seine Partei ist, 

scheint eindeutig. Der damit einhergehende geldwerte Vorteil lässt sich anhand 

der Preisliste des HA leicht auf ca. 3-4.000 € pro Ausgabe berechnen, wenn man 

die seit Januar verdreifachten (!) Preise zugrunde legt. 

Der Ortsverband wird diese Frage nun über die die Bundestagsfraktion der 

Alternative für Deutschland der Bundestagsverwaltung zur Prüfung und 

Stellungnahme vorlegen. Vom Prüfungsergebnis hängt für die SPD, aber auch 

für den Hanauer Anzeiger einiges ab. 



Dippel schließt mit den Worten: „Und wer wird zweifeln, dass den 

Grokoparteien ein Vorteil entstanden ist, durch die Kolumne? Noch dazu im 

laufenden Wahlkampf? 

Oder sollte es vielleicht Zahlungen der Parteien für die Veröffentlichung geben? 

Dann ginge der Verdacht auf eine verdeckte Parteispende zwar ins Leere, aber 

der Schaden für die Demokratie wäre selbstverständlich noch größer.“  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 



 
 

  

 


